
1

D
ie

 k
le

in
e 

B
ib

li
o

th
ek

 d
er

 W
ir

ts
ch

af
t

DIE KLEINE BIBLIOTHEK DER WIRTSCHAFT

Spagat zwischen Produktionsziel 
und Bürgerinteressen.

Digitalisierung in Wirtschaft 
und Gesellschaft 4.0

Zusammenfassung
von Dr. Annabelle Doerr





Spagat zwischen Produktionsziel 
und Bürgerinteressen. 

Digitalisierung in Wirtschaft 
und Gesellschaft 4.0

Herausgegeben vom

Aktionskreis Freiburger Schule –

Initiative für Ordnungspolitik e.V.

Freiburg i. Br.





5

Inhalt

Grußwort 
Professor Dr. Lars P. Feld,
Dipl.-Volksw. Margot Selz,
Stephan Wilcken   ............................................................................ 	 7

Spagat zwischen Produktionsziel und 
Bürgerinteressen. Digitalisierung in  
Wirtschaft und Gesellschaft 4.0 
Zusammenfassung: Dr. Annabelle Doerr   ............	 	11

Kurzvita der Referenten   .....................................................		 41

Der Aktionskreis Freiburger Schule   ...................		 56



6

Professor Dr. Lars P. Feld
Direktor des  
Walter Eucken Instituts e.V.

Dipl. Volkswirtin Margot Selz 
Vorsitzende des Aktionskreises  
Freiburger Schule –  
Initiative für Ordnungspolitik e.V.

Stephan Wilcken
Geschäftsführer Südwestmetall –
Bezirksgruppe Freiburg



7

Grußwort 

Die Digitalisierung der Wirtschaft und Arbeitswelt 
ist eines der großen wirtschaftspolitischen Themen 
der heutigen Zeit. Nicht wenige befürchten eine 
Bedrohung von Arbeitsplätzen oder sehen gar den 
heutigen Wohlstand in Deutschland in Gefahr.

Dabei bietet der Einsatz von Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) in erster Li-
nie die Chance, über die Steigerung der Arbeits-
produktivität positiv zum gesamtwirtschaftlichen 
Wachstum beizutragen. In Deutschland wird ein 
solcher Effekt insbesondere im Bereich der ver-
netzten Industrieproduktion („Industrie 4.0“) er-
wartet.

Gleichwohl stellt uns die neue „industrielle Revo-
lution“ durch die Digitalisierung vor eine Reihe von 
Herausforderungen. Gefährden neue Geschäfts-
modelle den Wettbewerb? Welche Auswirkungen 
hat die Automatisierung auf den Arbeitsmarkt? 
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Und bleiben beim Datenschutz die Interessen der 
Bürger gewahrt?

Ziel unseres Symposiums „Spagat zwischen Pro-
duktionsziel und Bürgerinteressen. Digitalisierung 
in Wirtschaft und Gesellschaft 4.0“ war es, diese 
und weitere Fragen mit einer Gruppe ausgewähl-
ter Experten interdisziplinär zu erörtern. Darüber-
hinaus gibt es Hinweise darauf, dass die deutsche 
Wirtschaft bisher noch nicht in der Lage ist, das 
Potenzial der Digitalisierung optimal auszuschöp-
fen. 

Ob bei den Investitionen in IKT, bei der Gründungs-
finanzierung oder beim Breitbandausbau-  nicht 
immer wird Deutschland seinem Ruf als innovati-
ver Standort gerecht. Um dies zu ändern und den 
Transformationsprozess nachhaltig in Gang zu 
bringen, sind Wirtschafts- und ordnungspolitische 
Weichenstellungen nötig.

Im Rahmen unseres Symposiums haben wir uns 
auch mit diesen Fragen auseinandergesetzt und 
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mit ausgewiesenen Experten aus Wissenschaft, 
Politik und unternehmerischer Praxis diskutiert.

Dr. Annabelle Doerr, Forschungsreferentin am 
Eucken Institut, hat für uns eine spannende Zu-
sammenfassung der wichtigsten Erkenntnisse und 
Aussagen erstellt.
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Spagat zwischen Produktionsziel 
und Bürgerinteressen. 
Digitalisierung in Wirtschaft 
und Gesellschaft 4.0

Zusammenfassung von Dr. Annabelle Doerr

Die Digitalisierung der Wirtschaft und der Arbeits-
welt ist eines der großen wirtschaftspolitischen 
Themen unserer Zeit. Wie jede einschneidende Ver-
änderung wird auch die Digitalisierung sowohl mit 
Chancen als auch mit Risiken verbunden sein, was 
sich nicht zuletzt an der ambivalenten Diskussion 
zeigt: In optimistischen Einschätzungen werden die 
hohen Produktivitätsanstiege und der positive Bei-
trag zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum betont, 
die durch den Einsatz von Informations- und Kom-
munikationstechnologien (IKT) und der Entstehung 
neuer Produkte und Geschäftsmodelle erwartet wer-
den. Eine eher pessimistische Sicht hebt wiederum 
die hohen Anpassungskosten der Digitalisierung her-
vor, die vor allem auf dem Arbeitsmarkt auftreten, 
da sich die Anforderungen an die Ausbildung und 
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die Tätigkeiten der Arbeitnehmer verändern oder so-
gar steigen. Unumstritten ist, dass die Digitalisierung 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Folgen hat. Ob 
Deutschland langfristig von der Digitalisierung profi-
tieren wird, hängt deshalb stark davon ab, wie Digi-
talisierung umgesetzt und wie der Transformations-
prozess gestaltet wird.

Aus diesem Transformationsprozess ergeben sich 
zentrale Fragen, die am 9. und 10. Februar 2017 
bei unserem Symposium der Reihe „Ordnungspoli-
tik für das dritte Jahrtausend“ mit dem Titel „Spa-
gat zwischen Produktionsziel und Bürgerinteressen: 
Digitalisierung in Wirtschaft und Gesellschaft 4.0“ 
diskutiert wurden. Dazu haben wir Experten aus 
verschiedenen Disziplinen eingeladen, um den un-
terschiedlichen Dimensionen des Phänomens Rech-
nung zu tragen.

Die Digitalisierung trifft uns in einer Zeit in der zwei 
weitere sogenannte Megatrends stattfinden – näm-
lich die Globalisierung und der demographische 
Wandel, in deren Kontext die Digitalisierung disku-
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tiert werden muss. Zudem zeichne sich die Digitali-
sierung durch ihre Geschwindigkeit, ihre Tiefe und 
Breite aus, erläutert Prof. Dr. Christoph M. Schmidt, 
Präsident des RWI – Leibniz-Institut für Wirtschafts-
forschung in Essen und Professor für Wirtschaftspo-
litik und angewandte Ökonometrie an der Ruhr-Uni-
versität Bochum in seinem Plenarvortrag. 

Die Geschwindigkeit, mit der Veränderungen heu-
te in Relation zur Lebenszeit stattfinden, ist enorm. 
Als Beispiel nennt Prof. Schmidt die Veränderungen 
am Arbeitsmarkt: Noch vor wenigen Jahrzehnten 
musste in der Arbeitsbiografie kaum Anpassungs-
bereitschaft gezeigt werden; die Qualifikationen, die 
im Rahmen einer Berufsausbildung erlernt wurden, 
genügten, um die Beschäftigung über das gesamte 
Erwerbsleben zu sichern. Heute ist eine Berufsausbil-
dung alleine oft nicht mehr ausreichend, da die Ver-
änderungen, die die Digitalisierung mit sich bringt, 
sehr tiefgreifend sind. Zudem sind sehr viel mehr Tä-
tigkeiten einem Wandel unterworfen, als dies früher 
der Fall war. Diese Merkmale der Digitalisierung wir-
ken sich auf das Wirtschaftsleben, das gesellschaftli-
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che Zusammenleben und auf die Gestaltung öffent-
licher und privater Institutionen aus.
 
Ein Faktor, der die Geschwindigkeit der Digitalisie-
rung entscheidend beeinflusst, ist die Weiterentwick-
lung der künstlichen Intelligenz (KI). Viele digitale In-
novationen und neue Geschäftsmodelle basieren auf 
der Anwendung lernender Algorithmen. Neben den 
Folgen des technischen Fortschritts wird die rechtli-
che Dimension der Digitalisierung immer deutlicher 
und fordert Reaktionen aus Recht und Politik. Da 
die Anwendung von Algorithmen die Verfügbarkeit 
großer Datenmengen notwendig macht, werden 
Fragen zur Ausgestaltung des Datenschutzes im-
mer dringlicher. Neue Technologien verändern das 
Arbeitsumfeld und die Tätigkeitsanforderungen in 
Unternehmen. Das Zusammenspiel dieser Entwick-
lungen soll in der folgenden inhaltlichen Zusammen-
fassung des Symposiums dargestellt werden.
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Trends, Chancen und Gefahren in der 
Entwicklung der künstlichen Intelligenz

Künstliche Intelligenz erleichtert uns schon heute 
das Leben in vielen Bereichen, wie etwa durch die 
Anwendung von Sprachsteuerung, in der medizi-
nischen Diagnostik oder auf den Finanzmärkten. 
„Die Anwendungen, die sich jetzt abzeichnen, seien 
grenzenlos, und das ist erst der Anfang.“, so Prof. 
Dr. Jürgen Schmidhuber, Kodirektor des Schweizer 
Forschungsinstituts für Künstliche Intelligenz in seiner 
Videobotschaft. Über die aktuellen Trends, Chancen 
und Gefahren der Entwicklung künstlicher Intelligenz 
berichtete Prof. Dr. Bernhard Nebel vom Institut für 
Informatik der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg. 
Zunächst weist er auf die Höhen und Tiefen hin, die 
es in der Geschichte der künstlichen Intelligenz gab. 
Nach frühen Phasen des Enthusiasmus in den 60er 
und 70er Jahren folgten Rückschläge und Stagnation 
in den 80er Jahren, die sich auch in einem Rückgang 
der finanziellen Förderung der KI-Wissenschaften 
niederschlug. In den 90er Jahren folgten technische 
und methodische Weiterentwicklungen, die zu sicht-
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baren Erfolgen führten. Diese Entwicklungen stehen 
in engem Zusammenhang mit dem rasanten Wachs-
tum der Rechnerkapazität und der Verfügbarkeit von 
großen Datenmengen. So wurde seitdem vielfach 
in Spielen demonstriert, dass künstliche Intelligenz 
menschliche Intelligenz besiegen kann. Beispielsweise 
hat das Pokersystem Libratus im Januar 2017 gegen 
vier Pokerspieler auf Weltklasse-Niveau gewonnen. 
Genauso ist der Einsatz autonom fahrender Automo-
bile heute schon Realität.  

Diese positive Entwicklung und das hohe Potential 
für Produktivitätssteigerungen durch den Einsatz au-
tonomer oder teilautonomer Systeme spiegeln sich in 
starken Investitionsanstiegen in diesem Bereich wie-
der. Es ist unstrittig, dass sich der Einsatz dieser Syste-
me in Zukunft intensivieren wird und dies mit weitrei-
chenden Folgen für Wirtschaft und Gesellschaft. Um 
auf die Risiken, Folgen und Nebeneffekte vorbereitet 
zu sein und die Entwicklungen zum Vorteil nutzen zu 
können, sei es wichtig, ethische und juristische Fra-
gen immer gleich mit einzubeziehen, betonte Prof. 
Dr. Nebel.
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Digitalisierung als Basis für Innovation 
und Transformation

Wie die bisherigen industriellen Revolutionen führt 
die Digitalisierung zu massiven Umbrüchen, die da-
für sprechen, sie als eine vierte industrielle Revoluti-
on zu bezeichnen. Als anschauliche Beispiele dafür 
nennt Prof. Dr. Schmidt die ununterbrochene Vernet-
zung von Menschen, die in Echtzeit weltweit mitei-
nander kommunizieren und Informationen austau-
schen können, die Vernetzung von Objekten durch 
leistungsfähige Sensoren und die neue Form der In-
teraktion zwischen Mensch und Maschine als die Be-
sonderheiten der Digitalisierung, die sie von früheren 
industriellen Revolutionen unterscheidet.

Digitalisierung wird oftmals mit dem Begriff Indus-
trie 4.0 gleichgesetzt. Industrie 4.0 ist jedoch nur 
ein Teil der Digitalisierung, nämlich die vollständige 
Vernetzung von Wertschöpfungsketten in der Pro-
duktion mit Hilfe von Informations- und Kommu-
nikationstechnologie (IKT) und daraus die Entwick-
lung zu einer sogenannten Smart Factory, also einer 
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Produktionsumgebung, die sich ohne menschliches 
Eingreifen autonom organisiert. Ein weiterer As-
pekt der Digitalisierung ist die Entstehung digitaler 
Plattformen. Auf digitalen Plattformen entstehen 
neuartige Geschäftsmodelle, die digitale Dienstleis-
tungen, sogenannte Smart Services anbieten. Diese 
Geschäftsmodelle basieren auf datengetriebenen 
Innovationen mit der Folge, dass Daten zu einem im-
mer wichtigeren Rohstoff werden und Datenpolitik 
zur Wettbewerbspolitik wird.

Innovation und Qualität waren und sind immer noch 
wichtige Eigenschaften des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland, wobei Innovationen schon immer zu 
Veränderungen bis hin zu Strukturwandel geführt 
haben, der für einzelne Akteure, Geschäftsfelder 
und/oder Regionen massive Einschnitte mit sich 
brachte. Aus diesen Prozessen gehen Gewinner 
und Verlierer hervor. Während Deutschland im Be-
reich der Prozessinnovationen eine führende Rolle 
spielt, gibt es im Bereich der Produktinnovationen 
großen Nachholbedarf – und das europaweit. So 
weist Prof. Dr. Justus Haucap, Direktor des Düssel-
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dorfer Instituts für Wettbewerbsökonomie in seinem 
Vortrag zum Thema Digitalisierung und Innovation 
darauf hin, dass sich unter den aktuell 20 größten 
Internetunternehmen kein europäisches Unterneh-
men befindet. Innovationen im Bereich der digita-
len Wirtschaft kommen nicht aus Europa oder gar 
aus Deutschland, sondern aus den USA. Es besteht 
also die Gefahr, dass Deutschland im internationa-
len Innovationswettlauf zurückfällt. Anhand vieler 
aktueller Beispiele zeigt Prof. Dr. Haucap auf, wie 
neue digitale Geschäftsmodelle wie z.B. Uber oder 
AirBnB durch institutionelle Regelungen in Deutsch-
land nur schwer Fuß fassen können. Warum verhin-
dert die Politik digitale Innovationen in Deutschland? 
Haucap identifiziert im Wesentlichen drei Gründe: 
Erstens gibt es in Deutschland ein strenges Daten-
schutzrecht, das die Entwicklung von Geschäfts-
modellen, die auf der Nutzung personenbasierter 
Daten beruhen, verhindert. Zweitens führt die staat-
liche Industriepolitik dazu, dass etablierte Strukturen 
durch gezielte Maßnahmen geschützt werden. Als 
aktuelles Beispiel nennt er ein antiquiertes Personen-
beförderungsgesetz oder die Buchpreisbindung bei 
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E-Books. „Diese Einzelmaßnahmen stellen für sich 
genommen keine großen Markteingriffe dar, aber 
in der Summe würden digitale Geschäftsmodelle in 
vielen Bereichen verhindert“, so Prof. Dr. Haucap. 
Drittens kommt der demographische Wandel hinzu, 
der in doppelter Hinsicht innovationshemmend ist. 
Zum einen werden zukünftig junge Gründer und 
Unternehmer fehlen und zum anderen nimmt die 
Innovationsbereitschaft mit dem Alter ab. Aus ord-
nungspolitischer Sicht ebenfalls kritisch zu bewerten, 
ist die bestehende Gefahr von Monopolstellungen 
der digital agierenden Unternehmen, die sich durch 
Netzwerk- und Plattformeffekte ergeben. Haucap 
vertraut in diesen Fragen der Monopolkommission, 
die darüber zu entscheiden habe, ob digitale Ge-
schäftsmodelle wie Uber oder AirBnB den Wettbe-
werb durch Monopolstellungen gefährden. Damit 
Deutschland im rasanten Innovationswettlauf um 
digitale Geschäftsmodelle aufholt, fordert er ein Um-
denken weg von einer Politik der vielen Einzelmaß-
nahmen hin zu einer sinnvollen Gesamtstrategie und 
der Umsetzung von Maßnahmenpaketen, die nicht 
bestimmte Interessensgruppen bevorzugen.
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Datenschutz und Bürger in einer 
Gesellschaft 4.0

Es ist offensichtlich, dass der Verarbeitung von Da-
ten und Information in digitalen Geschäftsmodellen, 
der Industrie 4.0 und der Entwicklung künstlicher 
Intelligenz eine bedeutende Rolle zukommt. Welche 
rechtlichen und gesellschaftlichen Probleme diese 
Entwicklungen mit sich bringen, erläuterte Prof. Dr. 
Indra Spiecker genannt Döhmann, Professorin für 
Öffentliches Recht, Umweltrecht, Informationsrecht 
an der Goethe-Universität Frankfurt. In ihrem Vortrag 
zeigt sie deutlich die unterschiedlichen Zielsetzungen 
des Datenschutzrechtes auf. So ist das Datenschutz-
recht zunächst einmal ein Persönlichkeitsschutzrecht, 
es soll also den Menschen in seiner Individualität, 
seiner Freiheit und Entscheidungshoheit schützen. 
Dann ist das Datenschutzrecht auch als Technikrecht 
zu verstehen. In diesem Sinne verfolgt es das Vorsor-
geprinzip, d.h. dass in Situationen mit einem hohen 
Maß an Unsicherheit auch negative Auswirkungen 
in Betracht gezogen werden. Somit kann das Vor-
sorgeprinzip in Einzelfällen dazu führen, dass tech-
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nische Neuerungen komplett untersagt werden. Im 
Regelfall bedeutet es allerdings, dass Entwicklungen 
sehr genau beobachtet werden und nur bestimmte 
Anwendungen beschränkt werden. Das Vorsorge-
prinzip regelt also den Umgang mit Unsicherheit, 
d.h. den Umgang mit Innovationen und Chancen 
auf der positiven Seite und den Umgang mit Risiken 
und Gefährdungen auf der negativen Seite. Da die 
Chancen von den Profiteuren neuer Technologien 
propagiert werden, sind die Juristen in den meisten 
Fällen dafür zuständig, die Risiken und Gefährdun-
gen zu identifizieren. Deshalb ist Datenschutzrecht 
auch ein Wirtschaftsregulierungsrecht. Dabei geht 
es erstens um den Ausgleich berechtigter Interessen 
und Freiheitsrechten und zweitens um den Ausgleich 
struktureller Machtungleichgewichte. 

Von Juristen wird das Datenschutzrecht in diesen 
Funktionen als das Rückgrat von Demokratie, Frei-
heitlichkeit und Individualität bewertet. „Als solches 
sollte man es nicht kleinreden, denn eine Wahlent-
scheidung die schon vordeterminiert ist und in der 
wir nur noch glauben frei zu agieren, ist keine echte 
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Wahl. Das ist eines der großen Anliegen des Daten-
schutzes und von jeher gewesen.“, betonte Indra 
Spieker. Der rechtliche Rahmen des Datenschutzes 
ist wiederum durch das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung, auf nationaler Ebene durch das 
Grundgesetz, sowie auf europarechtlicher Ebene de-
finiert. Zudem existiert seit einigen Jahren das Grund-
recht auf Integrität und Vertraulichkeit informations-
technischer Systeme, was für den Umgang mit den 
Folgen der Digitalisierung von enormer Bedeutung 
ist. Dieses Grundrecht trägt der Tatsache Rechnung, 
dass sich rechtliche Fragen/Problemstellungen im Be-
reich der Digitalisierung häufig nicht mehr um Privat-
heit, sondern um Sicherheit und Zugriffsmöglichkei-
ten drehen. Als Ergänzung wird ab dem Jahre 2018 
die Datenschutzgrundverordnung gelten.

Welche Probleme ergeben sich nun in einer Ge-
sellschaft 4.0 aus Sicht des einzelnen Bürgers? Ein 
ernstes und manifestiertes Problem ist die Nichtein-
haltung von Regeln, also ein generelles Vollzugdefizit 
des Datenschutzes. Die Gründe dieses Vollzugsdefi-
zits sind vielfältig.  Als wichtigsten Grund nennt Prof. 
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Spieker die Globalisierung. Eine Rechtsverfolgung 
in einer globalisierten Welt ist sehr schwierig, vor 
allem wenn es darum geht, die Rechte einzelner 
Bürger gegenüber global agierender Internetkon-
zernen durchzusetzen. Weitere Gründe dafür, dass 
datenschutzrechtliche Vorgaben nicht durchgesetzt 
werden, sieht Spieker in einer schlechten personel-
len Ausstattung der Vollzugsbehörden und einer 
fehlenden Risikoperspektive der Gesellschaft. Zudem 
fehlen den meisten Bürgern schlichtweg die techni-
schen Kenntnisse, um die Funktionen und Risiken 
der digitalen Produkte, die sie tagtäglich nutzen, ein-
schätzen zu können.

Als zweites Problem führt sie eine gering ausgestat-
te IT-Sicherheit und einen niedrigen Inhaltsschutz 
an. Ein vernetztes System bietet an Schwachstellen 
Angriffspunkte. Dies kann zu schwerwiegenden Pro-
blemen führen, wenn z.B. Ransom Ware (Verschlüs-
selungstrojaner) in Systeme eingeschleust werden 
und diese dann erst gegen Bezahlung von zum Teil 
sehr hoher Summen entschlüsselt werden können. 
Dies ist nicht nur für Unternehmen relevant, deren 
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Produktionssysteme betroffen sein können; auch der 
einzelne Bürger kann durch IT-Sicherheitslücken ge-
schädigt werden.

Das dritte Problem entsteht aus der Unsicherheit 
bei der Entscheidungsfindung und der Frage, wer 
Entscheidungen trifft.  Am Beispiel des autonomen 
Fahrens erläutert Indra Spieker, welche Fragen in 
Zukunft beantwortet werden müssen. Wer entschei-
det, ob das Auto in Konfliktsituationen dem Hund 
oder der Katze ausweichen soll? Ist es der Betreiber 
des autonomen Systems, oder der Gesetzgeber oder 
die Gesellschaft? Wer überstimmt wen? Darf ein Al-
gorithmus menschliche Entscheidungen ignorieren? 
Eine Diskussion bzw. die Beantwortung solcher Fra-
gen wird durch den intensivierten Einsatz (teil)auto-
nomer und selbstlernender Systeme immer wichti-
ger.

Als weitere Probleme und Fragen, die den Bürger in 
einer digitalisierten Welt betreffen, stellt Prof. Spieker 
das Abwägen zwischen Individualität und Standar-
disierung heraus, wobei sich digitale Systeme durch 
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ein hohes Maß an Standardisierung auszeichnen. 
Als Beispiel nennt sie die intelligente Videoüber-
wachung, bei der sich die Kamera nur scharf stellt, 
wenn sich jemand atypisch verhält.  Aber wer ent-
scheidet über den Standard? Wer entscheidet, ob 
ein Verhalten normal ist oder nicht? Schließlich geht 
es auch darum zu klären, wer haftet und zahlt, wenn 
selbstlernende und (teil)autonome Systeme einge-
setzt werden. Und letzten Endes geht es um die Fra-
ge der Machtverteilung.

Abschließend präsentierte Indra Spieker mögliche 
Lösungsansätze als Antworten auf die beschriebe-
nen Probleme. Erstens geht es um Dezentralisierung: 
Vernetzung und die dadurch entstehende Notwen-
digkeit von Schnittstellen sind der Digitalisierung 
inhärent, aber die berechtigte Frage lautet, ob alles 
und jedes miteinander verbunden sein muss. Dies 
bedeutet, dass es weniger Sensoren, weniger Ver-
netzung und weniger Informationen geben wird – 
ein mehr an IT- und Datensicherheit wird es also nicht 
kostenfrei geben. Zweitens geht es um die Definition 
von Minimalstandards in einer digitalen Agenda, die 
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dezentral aus verschiedenen Positionen der einzel-
nen Interessensgruppen abgeleitet werden und so 
zu einem akzeptierten, übergeordneten Ordnungs-
rahmen werden sollte. Drittens müssen Rechtsregeln 
ernster genommen und konsequent durchgesetzt 
werden, damit sich ein einheitliches Rechtsregulari-
um ergibt. Die Europäische Union kann und sollte 
hier eine Vorreiterrolle einnehmen.

Staat und Verwaltung 4.0 

Die hier beschriebenen umfassenden Veränderun-
gen machen auch eine digitale Anpassung der Ver-
waltungsprozesse notwendig. Obwohl die damit 
verbundenen Modernisierungschübe große Poten-
tiale bergen, lässt sich die Digitalisierung der Ver-
waltung bisher nur schwerfällig umsetzen. Die Ent-
wicklung der IT-Nutzung in der Verwaltung begann 
Ende der 1990er Jahre mit der Verabschiedung des 
Gesetzes zum Einsatz der ersten digitalen Signatur. 
In der nächsten Phase legte der Bund seinen Fokus 
auf Online-Bereitstellung von Information, allerdings 
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ohne bei diesem Prozess die Gemeinden und Kom-
munen einzubeziehen. Der gewünschte Erfolg dieser 
Strategie blieb aus, sodass in den nächsten Phasen 
die Zusammenarbeit zwischen den föderalen Ebe-
nen, also Bund, Ländern und Kommunen, forciert 
wurde.  In der organisatorischen Umsetzung dieser 
Zusammenarbeit läge die größte Herausforderung, 
erklärte Prof. Dr. Tino Schuppan, Professor für Public 
Management an der Hochschule der Bundesagentur 
für Arbeit in Schwerin. 

Seit 2009 gibt es den IT-Planungsrat, der die Aufgabe 
hat,  eine digitale Infrastruktur und digitale Projekte 
über staatliche Ebenen hinweg zu steuern. Mit der 
Digitalen Agenda des Bundes besteht seit 2014 der 
Anspruch, eine gesellschaftliche Gesamtsteuerung 
umzusetzen. „Anhand dieser Entwicklung zeigt sich, 
dass die Strategieziele immer ambitionierter werden, 
aber die Umsetzung der Projekt nicht erfolgreicher.“, 
fasst Prof. Schuppan ernüchternd zusammen. Bei 
bisher umgesetzten Projekten zur Digitalisierung der 
Verwaltung lag der Fokus auf Bürgerdienstleistun-
gen, aber auch darüber hinaus hat die damit ver-
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bundene zunehmende Vernetzung durch das Inter-
net der Dinge große Potentiale. Beispielsweise kann 
das Management der physischen Infrastruktur wie 
das Brückensystem und das Straßennetz durch den 
Einsatz von Sensortechnologie effizienter gestaltet 
werden. Auch im Bereich des Krisenmanagements 
und der Abwicklung von Migrationsverfahren gibt 
es Möglichkeiten des Bürokratieabbaus, der Opti-
mierung von Prozessen und somit der Einsparung 
von Zeit und Kosten.

Warum also geht die Umsetzung digitaler Projek-
te und Infrastrukturen so langsam voran, wenn die 
Chancen und Potentiale so hoch sind? „Viele digitale 
Projekte sind im föderalen System nicht umsetzbar.“, 
stellte Prof. Schuppan bei seinem Vortrag fest. Für 
das häufige Scheitern von E-Government Projekten 
identifiziert er mehrere Gründe: So sind die Größe 
der Projekte und die große Anzahl an involvierten 
Stakeholdern mit sehr vielfältigen Interessen und 
Zuständigkeiten Faktoren, die eine erfolgreiche 
Umsetzung unwahrscheinlich machen. Außerdem 
trifft bei der Umsetzung von E-Government Projek-
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ten die hohe Dynamik der Digitalisierung mit einer 
wenig dynamischen Haushaltsplanung des Staates 
zusammen. Um Projekte im Staatshaushalt zu inte-
grieren, benötigt es einige Jahre Vorlaufzeit. Bis es 
dann zur tatsächlichen Umsetzung kommt, sind die 
umgesetzten Systeme schon wieder veraltet. In der 
Arbeitsorganisation besteht wiederum das Problem 
einer geringen Anpassung der Arbeitsabläufe und 
einer geringen Technikakzeptanz. Über die Einstel-
lung der Führungskräfte können hier wichtige Wei-
chen gestellt werden, da diese die neuen Prozesse 
in die Organisation übertragen und kommunizie-
ren. Probleme gibt es dabei weniger durch fehlende 
technische Fähigkeiten oder die Altersstruktur der 
Führungskräfte, sondern vielmehr darin, dass die 
Digitalisierung veränderte Anforderungen an diese 
mit sich bringt. So nimmt die Bedeutung von ana-
lytischen und sozialen Kompetenzen zu, ebenso die 
Notwendigkeit in Prozessen zu lernen. Prof. Schup-
pan appelliert dafür, die Führungskompetenzen, die 
notwendig sind um eine Verwaltung 4.0 erfolgreich 
umzusetzen, genau zu beleuchten und darauf auf-
bauend die Mitarbeiter zu befähigen. 
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Arbeit in der Wirtschaft 4.0

Mit der zunehmenden Digitalisierung steigt auf dem 
Arbeitsmarkt die Unsicherheit vieler Menschen, die 
sich Sorgen darüber machen, dass ihre Arbeitsplät-
ze gefährdet seien. „Bestehende Jobs sind greifbar, 
mögliche Jobs sind nur ein Versprechen.“, brachte 
Christoph Schmidt die Situation in seinen Ausfüh-
rungen zu den Entwicklungen am Arbeitsmarkt auf 
den Punkt. In der Diskussion um mögliche Beschäfti-
gungsverluste ist es sehr wichtig, zwischen dem be-
rufsbasierten und tätigkeitsbasierten Gefährdungs-
potential durch Automatisierung und Digitalisierung 
zu unterscheiden. 

Beschäftigte, die kreative Tätigkeiten ausführen, die 
nicht leicht zu standardisieren sind, sind weniger 
stark von einem Arbeitsplatzverlust bedroht oder 
betroffen. Solche Tätigkeiten werden überdurch-
schnittlich oft von hochqualifizierten Topverdienern 
(z.B. Ingenieuren), aber auch von formal eher nied-
rigqualifizierten Arbeitern ausgeführt (z.B. Hand-
werker). Es sind häufig Beschäftigte in der Mitte der 
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Lohnverteilung, die leicht ersetzbare Tätigkeiten wie 
Tabellenkalkulation, Buchhaltung oder deskriptive 
Wirtschaftsforschung ausführen. In der Literatur ist 
diese Beobachtung unter der sogenannten Polarisie-
rungshypothese bekannt.

Prof. Dr. Enzo Weber, Leiter des Forschungsbereichs 
„Prognosen und Strukturanalysen“ des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) und Direk-
tor und Inhaber des Lehrstuhls für Empirische Wirt-
schaftsforschung, insbesondere Makroökonometrie 
und Arbeitsmarkt, an der Universität Regensburg 
befasste sich in seinem Vortrag mit zwei zentralen 
Fragestellungen zum Thema Arbeit in einer Wirt-
schaft 4.0. Erstens geht es darum die Beschäfti-
gungsentwicklung aus makroökonomischer Sicht zu 
prognostizieren. Zweitens wird aus einer mikroöko-
nomischen, betrieblichen Perspektive erläutert, wie 
sich Beschäftigung und die Anforderungen an Be-
schäftigte in einer digitalen Welt verändern werden.
Die zentrale Aussage seines Vortrags ist vor diesem 
Hintergrund entscheidend und muss bei allen Szena-
rio-Modellen berücksichtigt werden: die Entwicklung 
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hin zu einer digitalen Welt trifft nicht auf eine stati-
sche Ökonomie, sondern wird in einer dynamischen 
Welt durch Anpassungen und Transformationspro-
zesse begleitet und gestaltet. In diesem hochdyna-
mischen Prozess werden auf der einen Seite Jobs 
substituiert, gleichzeitig wird in neue Geschäftsfelder 
investiert, es werden neue Produkte geschaffen, Prei-
se reagieren, die Nachfrage weitet sich aus und neue 
Beschäftigung entsteht. 

Enzo Weber stellte ein komplexes Szenario-Modell 
zur Voraussage der Beschäftigungsentwicklung vor, 
welches in einem kooperativen Forschungsprojekt 
entwickelt wurde. Die Ergebnisse aus dem Szenario-
Modell spiegeln die angesprochene Dynamik wieder: 
Durch Digitalisierung geht viel Beschäftigung verlo-
ren und gleichzeitig wird Beschäftigung in ungefähr 
der gleichen Höhe geschaffen. Eine differenzierte 
Betrachtung nach unterschiedlichen Berufsgruppen 
zeigt aber, dass es Gewinner und Verlierer gibt. Zu 
den Gewinnern gehören die Experten und Spezialis-
ten. Die Verlierer sind hauptsächlich die Fachkräfte, 
also Beschäftigte in der Mitte der Gesellschaft. Somit 
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decken sich die Ergebnisse von Webers Modell mit 
den Aussagen von Christoph M. Schmidt.

Arbeit wird also nicht verschwinden, sondern sie 
wird sich verändern. Es gilt insbesondere, die Un-
terbeschäftigung von Geringqualifizierten und eine 
mögliche Unterbeschäftigung von Fachkräften im 
Auge zu behalten. Vor diesem Hintergrund spielt die 
Weiterbildung und das Berufsbildungssystem eine 
große Rolle. Bisher ist Deutschland für viele Staaten 
ein Vorbild, wenn es um die berufliche Bildung geht. 
Damit das in Zukunft so bleibt, müssen vor allem im 
berufsbildenden System Fähigkeiten vermittelt wer-
den, die in einer digitalen Arbeitswelt von Bedeu-
tung sind.

Die Aussagen zu innerbetrieblichen Trends basieren 
auf Ergebnissen der IAB-Stellenerhebung „Digitale 
Arbeitswelt“. Weber hebt hervor, dass Unternehmen 
mit einem hohen Grad an interner Digitalisierung zu-
nehmend offene Stellen verzeichnen; da die Stellen 
aufgrund fehlender Fachkräfte noch nicht besetzt 
werden können, führt dies noch nicht zu mehr Ein-
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stellungen. Weber spricht hier von einem sogenann-
ten Mismatch, d.h. Nachfrage und Angebot finden 
nicht zusammen. Ein weiterer wichtiger Aspekt der 
Digitalisierung, zeigt sich darin, dass die Arbeitsbe-
dingungen in stark digitalisierten Unternehmen häu-
figer durch wechselnde Arbeitsinhalte und einen er-
höhten Termindruck gekennzeichnet sind. Flexibilität 
hat in einem digitalisierten Arbeitsumfeld also eine 
hohe Bedeutung.

Bildung und Eigenverantwortung in einer 
Gesellschaft 4.0

Bildung und Weiterbildung sind in einer digitalen 
Welt von enormer Bedeutung. Dabei geht es nicht 
nur um die Vermittlung von Qualifikationen und 
Kompetenzen, um am Arbeitsmarkt erfolgreich be-
stehen zu können. Es geht auch um die Befähigung, 
als Bürger in einer digitalisierten und vernetzten Ge-
sellschaft neue Situationen verstehen und beurteilen 
zu können. Christoph M. Schmidt appelliert, Men-
schen zu befähigen. 
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In der Schulbildung soll zukünftig eine  ökonomische 
und digitale Grundausbildung vermittelt werden. 
Dazu gehört auch eine angemessen digitale Ausstat-
tung der Schulen. Prof. Dr. Schneider, Chief Informa-
tion Officer und Direktor des Rechenzentrums der 
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg, erläuterte sehr 
anschaulich, dass Schulen eine moderne IT-Ausstat-
tung benötigen, da die zukünftigen Anwender der 
digitalen Technik mit aktuellen Systemen ausgebildet 
werden müssen. Im Bereich der beruflichen Ausbil-
dung sollte es eine Entwicklung hin zu einer Modu-
larisierung und einer Balance zwischen Fachkom-
petenz und Sozialkompetenz geben, so Schneider, 
denn die Anforderungen in einer digitalen Arbeits-
welt seien stärker auf Interdisziplinarität und Eigen-
verantwortung fokussiert als vor der Digitalisierung.

Und schließlich geht es auch um das Thema lebens-
langes Lernen und die Weiterbildung am Arbeits-
platz. Hier sollten Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein 
hohes Eigeninteresse an Weiterbildung haben. Prof. 
Dr. Lars Feld, Direktor des Walter Eucken Instituts, 
Professor für Wirtschaftspolitik und Ordnungsöko-
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nomik an der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg 
fordert, dass Bildungsinvestitionen über den gesam-
ten Lebenszyklus stattfinden müssen. Die staatlichen 
Bildungsinvestitionen sollten sich hierbei auf den 
Anfang des Bildungslebenszyklus (frühkindliche Bil-
dung und allgemeine Schulbildung) konzentrieren. 
In dieser Lebensphase müsse Bildung unentgeltlich 
sein, so Feld. Die Kostenbeteiligung und die Eigen-
verantwortung sollten mit dem Lebensalter steigen. 

„Weiterbildung im Beruf ist eine private Sache, da 
hat der Staat nichts zu suchen, es sei denn es be-
steht die Gefahr einer hohen strukturellen Arbeitslo-
sigkeit. Im Normalfall ist die Finanzierung eine Sache 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Dies muss aus-
gehandelt werden.“, fasste Prof. Feld seine Position 
zusammen.

Bildung und insbesondere IT-Bildung wird, ganz un-
abhängig von der beruflichen Orientierung, für den 
Bürger in einer digitalisierten Gesellschaft immer 
wichtiger. Die allerwenigsten Bürger verstehen, dass 
das Internet ein reines Transportnetz ist. Ebenso we-
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nig verstehen sie die digitalen Produkte, die sie im 
Alltag verwenden oder in Form von Wearables am 
Körper tragen. 

Das mangelnde Verständnis und Interesse für IT und 
die Funktionsweise digitaler Produkte birgt erstens 
die Gefahr, dass die Auswirkungen der Anwendung 
digitaler Produkte nicht verstanden werden. Zwei-
tens wird es für den Bürger sehr schwierig politische 
Entscheidungen zu relevanten Themen wie z.B. dem 
Datenschutz, dem Wettbewerbsrecht und der Netz-
neutralität bewerten zu können und die gesellschaft-
lichen Folgen in Form von Chancen und Risiken zu 
verstehen.
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Annabelle Doerr (*1983) studierte Volkswirtschafts-
lehre an der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg 
und der Copenhagen Business School in Dänemark. 

Von September 2010 bis September 2015 promov-
ierte sie bei Prof. Bernd Fitzenberger, Ph.D. in den 
Bereichen empirische Arbeitsmarkt-forschung und 
Ökonometrie an der Universität Freiburg. Während 
ihrer Promotion war sie Stipendiatin des Gradui-
ertenprogramms des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) in Nürnberg. 
Ihre Forschungsinteressen liegen im Bereich der an-
gewandten Arbeitsmarktforschung, insbesondere 
der Wirksamkeit von beruflicher Weiterbildung für 
Arbeitslose und Berufsrückkehrerinnen, den Aus-
wirkungen von Mindestlöhnen sowie der Messung 

von Schwarzarbeit.

Dr. Annabelle Doerr
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Kurzvita der Referenten
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Professor Dr. Justus Haucap (*1969) ist Direktor 
des Düsseldorfer Instituts für Wettbewerbsökono-
mie (DICE) an der Heinrich-Heine-Universität Düs-
seldorf. Von 2006 bis 2014 war er zudem Mitglied 
der Monopolkommission der deutschen Bundes-
regierung, von 2008–2012 als deren Vorsitzender. 

Professor Haucap ist Mitglied der Deutschen Aka-
demie der Technikwissenschaften (acatech) sowie 
der Nordrhein-Westfälischen Akademie der Wis-
senschaften und der Künste. Darüber hinaus ist er 
Mitglied in zahlreichen wissenschaftlichen Beiräten 
und Kuratorien (Kronberger Kreis, Bundesnetza-
gentur, FAZIT-Stiftung) und (Mit-)Herausgeber re-
nommierter wissenschaftlicher Fachzeitschriften.
Seit 2015 ist er zudem Dekan der Wirtschaftswis-
senschaftlichen Fakultät der Heinrich-Heine-Uni-

Prof. Dr. Justus Haucap 
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versität. Er leitet die Arbeitsgruppe Wettbewerb 
im Verein für Socialpolitik. Haucap studierte Volks-
wirtschaftslehre in Saarbrücken und Ann Arbor 
(Michigan, USA) und wurde an der Universität des 
Saarlandes promoviert; er habilitierte sich an der 
Universität der Bundeswehr in Hamburg. 

Seine Forschungsschwerpunkte liegen im Bereich 
der Wettbewerbsökonomie sowie der Regulierung 
infrastrukturbasierter Industrien wie Telekommu-
nikation, Elektrizität und Verkehr.
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Prof. Dr. Bernhard Nebel

Professor Dr. Bernhard Nebel (*1956) hat seit 1996 
die Professur für Grundlagen der Künstlichen In-
telligenz am Institut für Informatik der Albert-Lud-
wigs-Universität Freiburg inne. Er ist Fellow des 
European Coordinating Committee for Artificial 
Intelligence (ECCAI) und der Association for the 
Advancement of Artificial Intelligence (AAAI). Da-
rüber hinaus ist Bernhard Nebel seit 2009 Mitglied 
der Deutschen Akademie der Naturforscher Leo-
poldina.

Nebel studierte Informatik an der Universität Ham-
burg und wurde 1989 an der Universität des Saar-
landes promoviert. Zwischen 1982 und 1993 arbeite-
te er in verschiedenen KI-Projekten an der Universität 
Hamburg, der TU Berlin, ISI/USC, IBM Deutschland, 
und am Deutschen Forschungszentrum für KI (DFKI). 
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Von 1993 bis 1996 war er C3-Professor an der 
Universität Ulm. Bernhard Nebel war Mitglied des 
Sonderforschungsbereichs TR/14 Automatic Verifi-
cation and Analysis of Complex Systems (AVACS) 
(2004-2015) und war Sprecher der Freiburger 
Gruppe im Sonderforschungsbereich TR/8 Spatial 
Cognition (2003-2014). 

Seine Forschungsschwerpunkte sind Wissensprä-
sentation, KI-Planen und Robotik.
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Christoph M. Schmidt (*1962) ist seit 2002 Prä-
sident des RWI – Leibniz-Institut für Wirtschafts-
forschung und Professor für Wirtschaftspolitik und 
angewandte Ökonometrie an der Ruhr-Universität 
Bochum. Zum März 2009 wurde Christoph M. 
Schmidt in den Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
berufen, seit März 2013 ist er dessen Vorsitzender.

Schmidt studierte Volkswirtschaftslehre an der 
Universität Mannheim, wurde 1991 an der Prin-
ceton University promoviert und habilitierte sich 
1995 an der Universität München. Von 1995 bis 
2002 war er Ordinarius für Ökonometrie an der 
Universität Heidelberg. Seit 1992 war Schmidt 
zunächst Research Affiliate, seit 1996 Research 
Fellow des Centre for Economic Policy Research 

Prof. Dr. Christoph M. Schmidt
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(CEPR), London, seit 1998 ist er Research Fellow 
des IZA, Bonn. Seine Forschungsinteressen sind an-
gewandte Ökonometrie und ein breites Spektrum 
wirtschaftspolitisch relevanter Themen, insbeson-
dere der Makroökonomik sowie der Energie-, Ge-
sundheits- und Arbeitsmarktökonomik.

Von 2011 bis 2013 war Christoph M. Schmidt 
Mitglied der Enquete-Kommission „Wachstum, 
Wohlstand, Lebensqualität“ des Deutschen Bun-
destages, seit Juni 2011 ist er Mitglied von acatech 
– Deutsche Akademie der Technikwissenschaften. 
Seit 2013 ist Schmidt Vorsitzender des Kuratori-
ums des Max-Planck-Instituts für Steuerrecht und 
Öffentliche Finanzen in München.
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Prof. Dr. Gerhard Schneider (* 1955) ist seit 2002 
Direktor des Rechenzentrums der Albert-Ludwigs-
Universität Freiburg. Darüber hinaus ist er seit 
2002  Professor für Kommunikationssysteme am 
Institut für Informatik. Von 2003 bis 2008 war er 
an der Universität Freiburg Prorektor für Wissen-
stransfer und Kommunikationssysteme, seit 2008 
ist er Chief Information Officer der Universität.

Professor Schneider war und ist in verschiedenen 
Gremien aktiv, insbesondere arbeitete er als Exper-
te für Internetfragen im Verwaltungsrat des Deut-
schen Forschungsnetzes und ist aktuell in dessen 
Ausschuss für Recht und Sicherheit.
 
Nach dem Studium der Mathematik und Physik 
an den Universitäten Erlangen und Oxford wurde 

Prof. Dr. Gerhard Schneider
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Schneider 1981 an der Universität Essen promo-
viert; 1988 folgte dort die Habilitation. Auf mehre-
re Auslandsaufenthalte (Australien, Schweiz, USA) 
und eine Lehrstuhlvertretung in Paderborn folgte 
1992 der erste Ruf an die Universität Karlsruhe 
und 1997 eine Professur an der Universität Göt-
tingen, bevor Gerhard Schneider nach Freiburg 
berufen wurde. 

Professor Schneiders Forschungsschwerpunkte 
liegen im Bereich der Kommunikationssysteme, 
genauer in der Entwicklung von Software, die es 
Benutzern ermöglicht, verschiedene Geräte in den 
Alltag zu integrieren. Ebenso erforscht er Fragen 
der funktionalen Langzeitarchivierung zur Überlie-
ferung des digitalen Kulturgedächtnisses.

Prof. Dr. Gerhard Schneider
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Tino Schuppan ist Professor für Public Manage-
ment an der Hochschule  der  Bundesagentur  in 
Schwerin. Von 2011 bis 2014 war er Leiter des 
Bundesprojekts „Stein/Hardenberg 2.0 - Staatli-
cher Wandel im Informationszeitalter“. Er ist Mit-
glied  der  Information Group of the European 
Group of Public Administration (EGPA) und der 
Deutschen Sektion des International Institute of 
Administrative Sciences (IIAS). Schuppan studierte 
Verwaltungswissenschaft an der Universität Pots-
dam. Seine Promotion im Fach Verwaltungswis-
senschaften erhielt er an der Universität Potsdam. 

Schuppan arbeitet wissenschaftlich und hat um-
fangreiche Praxiserfahrungen: Zu seinen For-
schungsthemen gehören E-Government und 
Public Management, organisatorischer Wandel 

Prof. Dr. Tino Schuppan 
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und neue IT-basierte Organisationsformen sowie 
Transformation der Verwaltung und Entwicklungs-
zusammenarbeit. Regelmäßig veröffentlicht er 
Beiträge in internationalen Zeitschriften und stellt 
Forschungsergebnisse auf internationalen Fach-
konferenzen, wie IRSPM und HICCS, vor. 

Als Berater für kommunale wie staatliche Behör-
den sowohl in Deutschland als auch für interna-
tionale Organisationen verfügt Tino Schuppan 
über breite praktische Erfahrungen – auch bei der 
Erarbeitung und Umsetzung von Digitalisierungs-
strategien.
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Professor Dr. iur. Indra Spiecker genannt Döh-
mann, LL.M., (*1970) hat seit 2013 den Lehrstuhl 
für Öffentliches Recht,  Umweltrecht, Informati-
onsrecht, Verwaltungswissenschaften an der Goe-
the-Universität Frankfurt a.M. inne. Sie ist Direk-
torin der Forschungsstelle Datenschutz sowie des 
Instituts für Europäische Gesundheitspolitik und 
Sozialrecht (ineges).

Nach dem Studium der Rechtswissenschaften an 
den Universitäten Bonn, Mainz, Heidelberg und 
Georgetown, USA wurde sie 2000 an der Universi-
tät Bonn promoviert und habilitierte sich 2007 an 
der Universität Osnabrück. Von 2000 bis 2008 war 
sie als wissenschaftliche Mitarbeiterin am interdis-
ziplinären Max-Planck-Institut zur Erforschung von 
Gemeinschaftsgütern in Bonn tätig. 

Prof. Dr. Indra Spiecker
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Nach Lehrstuhlvertretungen an den Universi-
täten Freiburg, Konstanz und Karlsruhe war sie 
von 2008 bis 2013 W3-Professorin für Öffent-
liches Recht, insb. Öffentliches Informations-,  
Telekommunikations- und Datenschutzrecht am 
Karlsruher Institut für Technologie (KIT).

Indra Spiecker forscht im Verwaltungs- und Verfas-
sungsrecht, schwerpunktmäßig im Informations- 
und Datenschutzrecht und darin insbesondere 
zu Fragestellungen Datenschutz, IT-Sicherheit, E-
Government und den Auswirkungen des Internet. 
Sie ist Mitglied in zahlreichen wissenschaftlichen 
Beiräten und berät Bund, Länder und Unterneh-
men zu vielfältigen Fragen der Informationsgesell-
schaft.
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Prof. Dr. Enzo Weber ist seit 2011 Leiter des For-
schungsbereichs „Prognosen und Strukturanaly-
sen“ am Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) in Nürnberg und seit 2009 Inhaber des 
Lehrstuhls für Empirische Wirtschaftsforschung an 
der Universität Regensburg. Zudem ist er Research 
Fellow am Institut für Ost- und Südosteuropafor-
schung Regensburg und bei Berlin Economics. 

Enzo Weber studierte Volkswirtschaftslehre an der 
Freien Universität Berlin, wo er 2007 promoviert 
wurde. Er war Mitglied des Sonderforschungsbe-
reiches 649 „Ökonomisches Risiko“ der Humboldt-
Universität zu Berlin und Gastforscher am Japan 
Center for Economic Research. Nach einem Wech-
sel an die Universität Mannheim wurde er 2009 
als Juniorprofessur an die Universität Regensburg 

Prof. Dr. Enzo Weber
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berufen. Zu Enzo Webers Forschungsgebieten ge-
hören Makroökonomik, Arbeitsmarkt, Konjunktur, 
Prognose, Finanzmärkte, internationale und mo-
netäre Ökonomie sowie Ökonometrie. Er entwi-
ckelte u.a. das IAB-Arbeitsmarktbarometer.
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stehend, von links:
Dr. Gerhard Kempter, Martin Lätsch, Michael Pistecky,  
Julius von Gleichenstein, Dr. jur. Ernst Ulrich Dobler (stv. Vorsitzender).
sitzend, von links:
Margot Selz (Erste Vorsitzende), Prof. Dr. Viktor J. Vanberg (ehem. 
Leiter des Eucken Institutes, wissenschaftlicher Berater und Binde-
glied zum Eucken Institut, in dessen Vorstand Prof. Vanberg Mitglied 
ist), Dr. Franziska Pankow.

Der Aktionskreis Freiburger Schule – Initiative 
für Ordnungspolitik 
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Der  Aktionskreis  Freiburger Schule – Initiative für 
Ordnungspolitik e.V. ist eine unabhängige bürger-
schaftliche Initiative für Ordnungspolitik, die sich  in 
enger Partnerschaft mit dem Eucken Institut für eine 
ordnungspolitische Neuorientierung der Wirtschafts-
politik hin zu den bewährten Grundsätzen der Sozi-
alen Marktwirtschaft einsetzt. 

Wir verstehen uns als aktives und zukunftsorientier-
tes Netzwerk mit Tradition und stehen für Freiheit, 
fairen Wettbewerb und Selbstverantwortung der 
Bürger. 

Wir unterstützen maßgeblich die Forschungsarbeit 
des Eucken Instituts, das mit seiner Grundlagenfor-
schung Wege aufzeigt, wie durch ordnungspoliti-
sche Reformen verlässliche Rahmenbedingungen 
für ein zukunftsfähiges Deutschland und Europa ge-
schaffen werden können. 

Anhand unserer vielfältigen Veranstaltungen wol-
len wir die Bedeutung von Ordnungspolitik für eine 
freie wettbewerbsorientierte und menschenwürdige 
Marktwirtschaft in die Öffentlichkeit tragen, aber 
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auch Wissenschaft verständlich kommunizieren, 
profunde Informationen und Gedankengänge bie-
ten und den Austausch zwischen Wirtschaft, Wis-
senschaft und Gesellschaft befördern. So können wir 
ordnungspolitische Debatten initiieren und Impulse 
für offene Denkprozesse setzen.
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Ordnungspolitische Neuorientierung
i.S. verlässlicher Rahmenbedingungen für 

ein zukunftsfähiges Deutschland und Europa

SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT
Freiheit – Demokratie 

Wettbewerb – Selbstverantwortung

Förderung ordnungspolitischer  
Grundlagenforschung

 Profunde Informationen und  
wissenschaftliche Erkenntnisse

Wissenschaft verständlich kommunizieren

Impulse setzen – Debatten initiieren

Aktionskreis Freiburger Schule –  
Initiative für Ordnungspolitik

NETZWERK MIT TRADITION
unabhängig – aktiv – zukunftsorientiert

Ziel

Grundlage

Maßnahmen
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Symposium 

„Ordnungspolitik 
für das dritte
 Jahrtausend“



FREIHEIT WAGEN – ORDNUNG GEBEN

Ich trete dem Aktionskreis Freiburger Schule e.V. bei

 	 als Mitglied (100,– Euro/Jahr)*,  als Freund (250,– Euro/Jahr)*

	 als Förderer (500,– Euro/Jahr)*

	 als Donator ( _______ ,- Euro/Jahr ab 2500,- Euro)*

 	 Studentenbeitrag, fördernd (10,– Euro/Jahr)*

* siehe www.aktionskreis-freiburger-schule.de

Ich bin mit der öffentlichen Nennung meiner Person/Firma als Unterstützer des 

„Aktionskreises Freiburger Schule e.V.“ einverstanden. 
	 Ja  	 Nein

 	 Ich erteile eine Einzugsermächtigung für meinen Beitrag (jederzeit widerrufbar):

 

Kontoinhaber 

Bank 	 IBAN | BIC 

Name | Firma 

Adresse 

Datum 			   Unterschrift

Der Aktionskreis Freiburger Schule e.V. ist als gemeinnützig gem. §§ 51ff. AO anerkannt.
Eine Spendenbescheinigung geht Ihnen unmittelbar nach Eingang Ihres Beitrages zu.

Bitte faxen Sie die Beitrittserklärung an Fax: 0761 7 90 97-97 oder schicken Sie sie per Post an:
Aktionskreis Freiburger Schule e.V., Goethestraße 10, 79100 Freiburg
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